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Sehr geehrte Damen und Herren,

sehr geehrter Hr. Gratza.

Zwei Eisenbahninfrastrukturunternehmen habendes Eisenbahn-Bundesamt aus Sicherheitsgrün- -

den darüber informiert, dass die Bahnübergangsschauen seitens der Straßenverkehrsbehörden

der Länder zum Teil nicht oder verspätet stattfinden. Tatsächlich werden Bahnübergangsschauen

bundesweit sehr unterschiedlich wahrgenommen. Das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) hat die ihm

vorliegenden Daten dazu zusammengestellt und leitet diese - wie in der Fachaufsichtsrichtlinie

vorgesehen - zu Ihrer Information und ggf. zur weiteren Veranlassung gegenüber den zuständigen

Behörden der Bundesländer weiter. Das EBA vertritt den klaren Standpunkt, dass aus Sicher-

heitsgründenaufdie Durchführung von Verkehrsschauen -auch aufgrund personeller odersachli-

eher Beschränkungen - nicht verzichtet werden darf.

Bei Aufsichtstätigkeiten des EBA werden oftmals Mängel an Bahnübergängen festgestellt, welche

die straßenseitige BÜ-Ankündigung oder gar die Freihaltung der Sichtflächen an nicht technisch

gesicherten Bahnübergängen betreffen. Um solche Mängel frühzeitig aufzudecken sind regelmä-

ßige Bahnübergangsschauen unerlässlich.
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Es wäre daher sinnvoll, wenn die entsprechenden Behörden der Bundesländer insbesondere mit

Durchgriff auf kommunaler Ebene nochmals ausdrücklich auf ihre grundsätzliche Verpflichtung zur

Durchführung von Bahnübergangsschauen hingewiesen und die Oberen Verkehrsbehörden der

Länder entsprechend sensibilisiert werden, im Rahmen der Fachaufsicht bei den Unteren Ver-

kehrsbehörden (inkl. der örtlichen Verkehrsbehörden) der jeweiligen Landkreise und kreisfreien

Städte auf eine einheitliche (zeitliche) Rechtsanwendung hinzuwirken. Gerne kann dabei auf die

Internetseite des EBA verwiesen werden (www.eba.bund.de), auf der ein Leitfaden zur Durchfüh-

rung von Bahnübergangsschauen zur Verfügung gestellt wird.

Es kristallisierte sich in den letzten Jahren auf Seiten der DB Netz AG und des EBA vermehrt die

Wichtigkeit von Bahnübergangsschauen heraus, ;zumal die ganzheitliche Sicherheit an BU nur

dann optimal gestaltet werden kann, wenn alle Beteiligten einen Konsens finden. EineBahnüber-

gangsschau hat den Zweck alle Verantwortlichen in einem Termin zusammenführen, um die Ge-

staltung und Sicherung bestehender Bahnübergänge im jeweiligen Verantwortungsbereich ge-

meinsam zu beurteilen und etwaige Maßnahmen nach Möglichkeit aufeinander abzustimmen,

Sowohl das EBA als auch die DB AG bewerten Bahnübergangsschauen als ein wichtiges und un-

verzichtbares Instrument präventiverVerkehrssicherungsarbeit.

Nach den vorliegenden Informationen der DB Netz AG sowie der DB RegioNetz Infrastruktur

GmbH (RNI) zeigt sich:

1. Bei ca. 24 % der Bahnübergänge wurde eine BÜ-Schau nicht fristgerecht (je nach Bundes-

land ä 2 oder ä 4 Jahre) durchgeführt.

2. Bei ca. 35 % der Bahnübergänge wurde innerhalb der letzten 10 Jahre keine BU-Schau

durchgeführt. •

3. Bei ca, 41 % der Bahnübergänge hingegen fand eine fristgerechte Durchführung der BÜ-

Schauen statt.

Das Resultat der.Abfrage verdeutlicht die Wahrnehmung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des

EBA, dass Bahnübergangsschauen oftmals nicht fristgerecht und in Teilen mithin gänzlich unter-

bleiben. Mit Blick auf die Bundesländer gibt es hierzu teils erhebliche Unterschiede.

Bahnübergänge stellen aufgrund der unterschiedlichen Sicherheitsphilosophien und trotz sinken-

der Unfallzahlen weiterhin eine sicherheitskritisöhe Schnittstelle zwischen Straße und Schiene dar.

Dabei sind Zusammenpralle an Bahnübergängen straßenseitig oftmals durch ein hohes Scha-

densausmaß gekennzeichnet, wobei gerade durch neuere, leichtere Triebwagen vermehrt ein er-

höhtes Gefährdungspotential auch für den Eisenbahnverkehr zu verzeichnen ist.

Seite 2 von 3



Um der Komplexität und den vielfältigen Anforderungen an einem Bahnübergang besonderes

Rechnung zu tragen, gibt die VwV-StVO in Abschnitt C unter IV. Nr. 2 zu § 45 Abs. 3 vor, dass die

Straßenverkehrsbehörden grundsätzlich alle zwei Jahre zu einer Verkehrsschau einzuladen ha-

ben. Von diesem Grundsatz darf nur mit Zustimmung der höheren Verwaltungsbehörde abgewi-

chen werden. Von der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen e. V. (FGSV)

wurde zu dieser Thematik im Jahr 2013 mit Zustimmung des Bundesministeriums für Verkehr, Bau

und Stacttentwicklung ein überarbeitetes „Merkblattfürdie Durchführung von Verkehrsschauen" (M

DV 2013) herausgegeben. Die Handreichung weicht im Allgemeinen von den Grundsatzbestim-

mungen der gültigen StVO in Bezug auf die Häufigkeit von Verkehrsschauen ab. So sieht das M

DV 2013 für Bahnübergangsschauen einen Turnus von vier Jahren vor. Voraussetzung ist aller-

ctings auch hier, dass eine entsprechende Regelung von der jeweiligen obersten Straßenver-

kehrsbehörde diese Abweichung vorsieht.

Die zeitlichen Angaben im M DV 2013 zur Häufigkeit der Durchführung von Verkehrsschauen ent-

sprechen dabei nicht überall den grundsätzlichen Vorgaben aus derVwV-StVO.

Nach unserem Dafürhalten wäre eine stringente zweijährige Durchführung aus Gründen derVer-

kehrssicherheit angemessen. Mit dem Wissen um die Personal- und Zeitknappheit in den zu den

Verkehrsschauen zu beteiligenden Behörden würde indessen eine konsequente und flächende-

ckende Anwendung des vierjährigen Rhythmus gem. M DV 2013 eine erkennbare Verbesserung

darstellen. Hierzu empfiehlt sich bspw. eine für die jeweiligen Zuständigkeitsbereiche (Untere/ ört-

liche Straßenverkehrsbehörden) flächendeckende 4-Jahresplanung vorzunehmen, welche der

höheren Verkehrsbehörde kontinuierlich vorzulegen sind.

Das EBA hält ein Aufgreifen der Problematik seitens des BMVI für dringend erforderlich.

In der Hoffnung auf unterstützende Beteiligung im Sinne dieser Angelegenheit stehen wir für Rück-

fragen und Anmerkungen gerne zur Verfügung.

Die DB Netz AG erhält ein Abdruck dieses Schreibens.

Mit freundlichen Grüßen

Hörster

(elektr. gez. in DÖWEBA)

Seite 3 von 3


